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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 19.01.2022 

Ausschuss für Wissenschaft und Kultur 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der differenzierten Hochschulautonomie 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9392 

Berichterstattung: Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung in der Drucksache 18/9392 mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzu-
nehmen. 

Annette Schütze 
Vorsitzende 
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Gesetz  Gesetz  

zur Stärkung der differenzierten  

Hochschulautonomie 

zur Stärkung der differenzierten  

Hochschulautonomie 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der Fas-

sung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 16. März 2021 (Nds. GVBl. 

S. 133), wird wie folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der Fas-

sung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 16. Dezember 

2021 (Nds. GVBl. S. 883), wird wie folgt geändert: 

  

  1. § 1 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt geändert:   1. § 1 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt geändert: 

  

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:  a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

  

„1.  Die Studiengänge und die Zahl der Stu-

dienplätze,“. 

„1.  die Zahl der Studienplätze und die Studi-

engänge mit Ausnahme der in der Ent-

wicklungsplanung enthaltenen weiter-

bildenden Masterstudiengänge,“. 

  

b) In Nummer 2 werden die Worte „Art und Weise 

der“ durch das Wort „hochschulspezifische“ er-

setzt.  

b) unverändert 

  

c) Die Nummern 3 und 4 werden gestrichen. c) unverändert 

  

d) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 3. d) unverändert 

  

e) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 4 und 

wie folgt geändert: 

e) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 4 und 

wie folgt geändert: 

  

Nach dem Wort „Hochschulen“ werden die 

Worte „in Trägerschaft des Staates oder die 

Höhe der Finanzhilfen an die Stiftungen“ einge-

fügt. 

Nach dem Wort „Hochschulen“ werden die 

Worte „in Trägerschaft des Staates oder die 
Höhe der jährlichen Finanzhilfen an die Stiftun-

gen“ eingefügt. 
  

  2. § 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:   2. § 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Nummer 1 Buchst. d werden nach dem Wort 

„Göttingen“ die Worte „mit der Universitätsme-

dizin Göttingen“ eingefügt. 

a) unverändert 

  

b) In Nummer 2 wird das Wort „Fachhochschulen“ 

durch die Worte „die Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften (Fachhochschulen)“  

b) In Nummer 2 wird das Wort „Fachhochschulen“ 

durch die Worte „____ Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften (Fachhochschulen)“ 
ersetzt. 
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  3. § 3 wird wie folgt geändert:   3. § 3 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  

aaa) Am Ende der Nummer 9 wird das 

Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

aaa) unverändert 

  

bbb) Am Ende der Nummer 10 wird der 

Punkt durch die Worte „sowie über 

ihre Veranstaltungen und“ ersetzt. 

bbb) unverändert 

  

ccc) Es wird die folgende Nummer 11 an-

gefügt: 

ccc) Es wird die folgende Nummer 11 an-

gefügt: 

  

„11. Die Kontaktpflege mit ehemali-

gen Hochschulmitgliedern.“ 

„11. die Kontaktpflege mit ehemali-

gen Mitgliedern der Hoch-

schule.“ 

  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Laufzei-

ten“ die Worte „sowie an der gleichberech-

tigten Teilhabe von Beschäftigten mit Be-

hinderung“ eingefügt. 

bb) unverändert 

  

cc) Satz 4 wird gestrichen. cc) unverändert 

  

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und wie 

folgt geändert: 

dd) unverändert 

  

Das Wort „Sie“ wird durch die Worte „Die 

Hochschulen“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:  b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

  

„1Die Hochschulen entwickeln und betreiben 

hochschul- und einrichtungsübergreifend koor-

dinierte Informationsinfrastrukturen, in der Re-

gel im Verbund von Hochschulbibliotheken, 

Hochschulrechenzentren, Einrichtungen zum 

Einsatz digitaler Medien in der Lehre und ande-

ren Einrichtungen.“ 

„1Die Hochschulen entwickeln und betreiben in 

der Regel im Verbund von Hochschulbibliothe-

ken, Hochschulrechenzentren, Einrichtungen 

zum Einsatz digitaler Medien in der Lehre und 

anderen Einrichtungen hochschulübergreifend 
und gemeinsam mit anderen Einrichtungen 

koordinierte Informationsinfrastrukturen.“ 

  

  4. § 4 wird wie folgt geändert:   4. § 4 wird wie folgt geändert: 

  

a) Der Überschrift werden die Worte „untereinan-

der und mit anderen Einrichtungen“ angefügt. 

a) In der Überschrift werden die Worte „der Hoch-

schulen“ gestrichen. 

  

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. b) unverändert 
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c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

  

 „(2) 1Im besonderen gemeinsamen öffent-

lichen Interesse nutzen die Hochschulen in 

staatlicher Verantwortung die Möglichkeiten 

zum Zusammenwirken, um insbesondere die 

gegenseitige Abstimmung sowie die Nutzung 

von Lehrangeboten, Personal, Sachmitteln und 

der vorhandenen Infrastruktur für Forschung 

und Lehre zu verbessern. 2Sie streben insbe-

sondere die Zusammenarbeit in Forschung und 

Lehre durch gemeinsame Einrichtungen nach 

§ 36 a, gemeinsame Forschungsprojekte, die 

Eröffnung von Möglichkeiten zur Mitnutzung 

von Einrichtungen und Geräten und die Einrich-

tung gemeinsamer Studiengänge oder anderer 

Studienformate an. 3Das Zusammenwirken er-

folgt in der Regel unentgeltlich. 4Die wissen-

schaftliche Kooperation mit anderen Einrichtun-

gen bleibt hiervon unberührt. 5Das Nähere über 

das Zusammenwirken regeln die Beteiligten 

durch langfristige öffentlich-rechtliche Verein-

barung (Verwaltungsvereinbarung). 6Die Hoch-

schulen dürfen von ihren Mitgliedern und Ange-

hörigen die für das Zusammenwirken nach 

Satz 1 erforderlichen personenbezogenen Da-

ten einschließlich besonderer Kategorien per-

sonenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 

Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung ver-

arbeiten.“ 

 „(2) „1Die Hochschulen __________ wir-

ken im besonderen öffentlichen und gemeinsa-

men Interesse auch außerhalb der Landes-

hochschulkonferenz zusammen, um insbe-

sondere die gegenseitige Abstimmung sowie 

die Nutzung von Lehrangeboten, Personal, 

Sachmitteln und der vorhandenen Infrastruktur 
für Forschung und Lehre zu verbessern und 

ihre Aufgabe nach § 3 Abs. 2 zu erfüllen. 2Sie 

streben dabei insbesondere die Zusammenar-

beit in Forschung und Lehre durch gemeinsame 

Einrichtungen nach § 36 a, gemeinsame For-

schungsprojekte, die __________ Mitnutzung 

von Einrichtungen und Geräten und die Einrich-

tung gemeinsamer Studiengänge oder anderer 
Studienformate an. 3Im Rahmen des Zusam-

menwirkens erbringen die Hochschulen 

Leistungen in der Regel unentgeltlich. 
4__________ (jetzt im neuen Satz 7) 5Das Nä-

here über das Zusammenwirken regeln die 
Hochschulen durch eine langfristige öffentlich-

rechtliche Vereinbarung (Verwaltungsvereinba-

rung). 6Die Hochschulen dürfen von ihren Mit-

gliedern und Angehörigen die für das Zusam-
menwirken nach Satz 1 erforderlichen und in 

einer Ordnung bestimmten personenbezoge-

nen Daten einschließlich besonderer Katego-

rien personenbezogener Daten im Sinne des 

Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverord-
nung verarbeiten. 7Auf das Zusammenwirken 

von Hochschulen mit staatlichen und staat-

lich geförderten Forschungs- und Bildungs-

einrichtungen sind die Sätze 1 bis 6 entspre-

chend anzuwenden.“ 

  

  5. § 6 wird wie folgt geändert:   5. § 6 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 1 werden am Ende ein Semikolon 

und die Worte „weiterbildende Masterstu-

diengänge, die in der Entwicklungspla-

nung (§ 1 Abs. 3 Satz 2) enthalten sind, 

sind dem Fachministerium lediglich anzu-

zeigen“ eingefügt. 

aa) In Satz 1 werden am Ende ein Semikolon 
und die Worte „die Einrichtung, Schlie-

ßung und wesentliche Änderung weiter-

bildender Masterstudiengänge, die in der 

Entwicklungsplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 2) 

enthalten sind, sind dem Fachministerium 

____ anzuzeigen“ eingefügt. 

  

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:  bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

  

„2Jeder Studiengang und jede wesentliche 

Änderung am Akkreditierungsgegenstand 

ist nach Maßgabe des mit dem Gesetz 

zum Studienakkreditierungsstaatsvertrag 

„2____ Studiengänge __________ sind 

nach Maßgabe des __________ Studien-
akkreditierungsstaatsvertrages ____ 

__________ vom 1./20. Juni 2017 
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vom 21. September 2017 (Nds. GVBl. 

S. 290) ratifizierten Studienakkreditie-

rungsstaatsvertrages vom 1./20. Juni 

2017 und der auf seiner Grundlage erlas-

senen Vorschriften zu akkreditieren und 

zu reakkreditieren.“ 

(Nds. GVBl. S. 290) in der jeweils gelten-

den Fassung und der auf seiner Grund-

lage erlassenen Verordnungen zu akkre-

ditieren und zu reakkreditieren; Gleiches 

gilt für wesentliche Änderungen am Ak-

kreditierungsgegenstand eines Studien-

gangs, wenn diese nicht von dessen 

bestehender Akkreditierung umfasst 

sind.“ 

  

cc) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 

und 4 werden eingefügt: 

cc) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 

und 4 ____ eingefügt: 

  

„3Die Aufnahme des Studienbetriebs setzt 

den erfolgreichen Abschluss der Akkredi-

tierung voraus; die aus dem Akkreditie-

rungsverfahren resultierenden Auflagen 

sind umzusetzen. 4Ausnahmen von den 

Sätzen 2 und 3 bedürfen der Genehmi-

gung durch das Fachministerium.“ 

„3Die Aufnahme des Studienbetriebs setzt 

den erfolgreichen Abschluss der Akkredi-
tierung voraus__________. 4Das Fachmi-

nisterium kann Ausnahmen von den Sät-

zen 2 und 3 __________ zulassen.“ 

  

dd) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5. dd) unverändert 

  

ee) Es wird der folgende neue Satz 6 einge-

fügt: 

ee) Es wird der folgende neue Satz 6 einge-

fügt: 

  

„6Das Fachministerium ist zuständige Lan-

desbehörde im Sinne des Studienakkredi-

tierungstaatsvertrages, insbesondere im 

Sinne des Artikels 4 Abs. 1 bis 5 sowie  

des Artikels 16 des Studienakkreditie-

rungstaatsvertrages.“ 

„6Das Fachministerium ist zustän-
dig__________ für den Erlass von Ver-

ordnungen nach Artikel_ 4 Abs. 1 bis 5 

und Artikel_ 16 des Studienakkreditie-

rungsstaatsvertrages sowie für die sons-

tigen sich aus dem Studienakkreditie-

rungsstaatsvertrag ergebenden Aufga-

ben.“ 

  

ff) Der bisherige Satz 4 wird Satz 7 und wie 

folgt geändert: 

ff) unverändert 

  

Die Worte „Die Sätze 2 und 3 gelten“ wer-

den durch die Worte „Satz 5 gilt“ ersetzt. 

 

  

gg) Der bisherige Satz 5 wird Satz 8. gg) unverändert 

  

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: b) unverändert 

  

aa) Am Ende der Nummer 1 wird das Komma 

durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

  

bb) Am Ende der Nummer 2 wird das Komma 

durch einen Punkt ersetzt. 

 

  

cc) Die Nummern 3 und 4 werden gestrichen.  
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  6. § 7 wird wie folgt geändert:   6. § 7 wird wie folgt geändert: 

  

 0/a) Der Überschrift werden ein Semikolon und 

das Wort „Studienorientierungsverfahren“ 

angefügt. 

  

a) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: a) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: 

  

 „(4) 1Prüfungsordnungen dürfen vorse-

hen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 

geeignet sind, in elektronischer Form und ohne 

Verpflichtung, persönlich in einem bestimmten 

Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, 

durchgeführt werden können. 2Diese Regelun-

gen müssen neben den Voraussetzungen nach 

Satz 1 insbesondere Bestimmungen 

 „(4) 1Prüfungsordnungen dürfen vorse-

hen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 

geeignet sind, in elektronischer Form und ohne 

Verpflichtung, persönlich in einem bestimmten 

Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, 
durchgeführt werden können. 2Im Fall des Sat-

zes 1 muss die Prüfungsordnung insbeson-

dere Bestimmungen enthalten 

  

1. zur Sicherung des Datenschutzes, 1. unverändert  

  

2. zur Sicherung persönlicher Leistungser-

bringung durch zu Prüfende während der 

gesamten Prüfungsdauer, 

2. zur Sicherstellung der persönlichen Leis-

tungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 

  

3. zur eindeutigen Authentifizierung der zu 

Prüfenden, 

3. zur eindeutigen Authentifizierung der 
Prüflinge, 

  

4. zur Verhinderung von Täuschungshand-

lungen und 

4. unverändert 

  

5. zum Umgang mit technischen Problemen 5. zum Umgang mit technischen Proble-
men.“ 

  

enthalten.“ ____ (jetzt im einleitenden Satzteil enthalten) 

  

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 

folgt geändert:  

b) unverändert 

  

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung:  

  

„3Die Prüfungsordnungen können bestim-

men, dass die Bachelor- oder die Master-

prüfung oder eine sonstige Prüfung als 

endgültig nicht bestanden gilt, wenn gefor-

derte Prüfungsleistungen nicht innerhalb 

eines vorgegebenen Zeitraums erbracht 

werden und die oder der Studierende dies 

zu vertreten hat oder wenn die oder der 

Studierende bei der Erbringung einer Prü-

fungsleistung täuscht.“ 
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bb) Es wird der folgende Satz 4 angefügt: bb) unverändert 

  

„4Studien- und Prüfungsordnungen kön-

nen vorsehen, dass Lehrveranstaltungen 

und Prüfungen auch in Fremdsprachen 

durchgeführt werden können.“ 

 

  

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. c) unverändert 

  

d) Es wird der folgende neue Absatz 7 eingefügt:  d) Es wird der folgende neue Absatz 7 eingefügt: 

  

 „(7) 1Die Hochschulen können in ausge-

wählten Bereichen vor Studienbeginn den 

Nachweis über die Teilnahme an einem Studi-

enorientierungsverfahren verlangen, das der 

Selbsteinschätzung über die Studienwahl die-

nen soll. 2Im Ergebnis dieser Verfahren können 

die Hochschulen die verbindliche Teilnahme an 

Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen vorse-

hen. 3Das Nähere zu Ausgestaltung und Durch-

führung regelt eine Ordnung. 4Das Ergebnis 

des Verfahrens nach Satz 1 hat keine Auswir-

kungen auf den Hochschulzugang.“ 

 „(7) 1Die Hochschulen können die Ein-

schreibung in bestimmte Studiengänge von 

der __________ Teilnahme an einem Studien-

orientierungsverfahren abhängig machen. 
1/1Das Studienorientierungsverfahren soll 

insbesondere dazu dienen, den Teilnehme-

rinnen und Teilnehmern eine ____Einschät-

zung der eigenen Kenntnisse und Fähigkei-

ten, die für die getroffene Studienwahl be-

deutsam sind, zu ermöglichen. 2Zudem kön-

nen die Hochschulen die verpflichtende Teil-

nahme an Vor-, Ergänzungs- und Brückenkur-
sen vorsehen, wenn sich aus dem Ergebnis 

des Studienorientierungsverfahrens weite-

rer Unterstützungsbedarf ergibt; das Ergeb-

nis des Studienorientierungsverfahrens 

__________ hat jedoch keine Auswirkungen 

auf den Hochschulzugang. 3Das Nähere zu 
Ausgestaltung und Durchführung des Studien-

orientierungsverfahrens regelt eine Ordnung. 
4__________ (Satz 4 jetzt in Satz 2 enthalten) 
5Für die Teilnahme am Studienorientie-

rungsverfahren sowie an Vor-, Ergänzungs- 

und Brückenkursen werden keine Gebühren 

oder Entgelte erhoben.“ 

  

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und erhält 

folgende Fassung: 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und darin 

erhält Satz 3 folgende Fassung: 

  

 „(8) Das Niedersächsische Berufsqualifi-

kationsfeststellungsgesetz findet keine Anwen-

dung mit Ausnahme der §§ 13 b, 13 c, 15 a, 17 

und 18, die für die Fälle des Satzes 2 Nr. 4 gel-

ten.“ 

„_3Das Niedersächsische Berufsqualifikations-

feststellungsgesetz findet keine Anwendung mit 

Ausnahme der §§ 13 b, 13 c, 15 a und 17 ____, 

die für die Fälle des Satzes 2 Nr. 4 gelten.“ 

  

  7. § 8 Abs. 3 wird gestrichen.   7. unverändert 



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/10584 

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9392 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und 

Kultur 

 

8 

  

  8. Dem § 9 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 5 und 6 

angefügt: 

  8. ____ § 9 ____ wird wie folgt geändert: 

  

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

  

 „4Promotionsverfahren sollen auch mit 

anderen Hochschulen, insbesondere 

mit Fachhochschulen, und mit For-

schungseinrichtungen außerhalb der 

Hochschulen durchgeführt werden  

(kooperative Promotionsverfahren).“ 

  

 bb) Es werden die folgenden Sätze 5 und 6 

angefügt: 

  

„5Zur Betreuung und Bewertung der Promotionsleis-

tung sollen auch Professorinnen und Professoren der 

kooperierenden Hochschulen bestellt werden. 6Die 

Grundordnung kann vorsehen, dass Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer anderer Hochschulen, 

die in kooperativen Promotionsverfahren mitwirken, 

Mitglieder der kooperierenden Hochschule werden.“ 

„5Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrer von kooperierenden Hoch-

schulen, auch von kooperierenden 

Fachhochschulen, sollen bei koopera-

tiven Promotionsverfahren als Betreu-

erin oder Betreuer mit gleichen Rech-

ten und Pflichten bestellt werden; ____ 

sie können auch die Aufgabe der 

Hauptbetreuung wahrnehmen. 6Die 

Grundordnung kann vorsehen, dass 

Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer von Fachhochschulen, die in koope-

rativen Promotionsverfahren mitwirken, 
Mitglieder der Universität oder gleichge-

stellten Hochschule nach Satz 1 wer-

den.“ 

  

 b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „gemein-

same“ durch das Wort „kooperative“ er-

setzt. 

  

  9. In § 12 Abs. 2 Satz 6 wird nach dem Wort „vorange-

gangenen“ das Wort „gebührenfreien“ eingefügt. 

  9. In § 12 Abs. 2 Satz 6 wird nach dem Wort „der“ das 

Wort „gebührenfreien“ eingefügt. 

  

10. § 13 wird wie folgt geändert: 10. § 13 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 2 Satz 3 werden das Semikolon und 

die Worte „das Nähere ist in der Zielvereinba-

rung zu regeln“ gestrichen. 

a) unverändert 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

  

  „(3) 1Die Hochschulen in staatlicher 

Verantwortung können für das Studium in 

berufsbegleitenden Studiengängen Gebühren 

oder Entgelte erheben. 2Gleiches gilt für die 
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Inanspruchnahme von Angeboten internatio-

naler Kooperationsstudiengänge, in deren 

Rahmen mehrere Hochschulen einen ge-

meinsamen Studiengang einrichten und ei-

nen gemeinsamen Hochschulgrad vergeben 

oder mehrere Studiengänge curricular aufei-

nander abstimmen und den Erwerb mehre-

rer Hochschulgrade ermöglichen. 3Für die 

Inanspruchnahme anderer als der in den 

Sätzen 1 und 2 sowie in § 12 Abs. 2 Sätze 1 

und 2 bezeichneten Studienangebote sind 

die Hochschulen in staatlicher Verantwor-

tung zur Erhebung von Gebühren oder Ent-

gelten verpflichtet; hiervon ausgenommen 

sind Studienangebote zur Heranbildung des 

wissenschaftlichen und künstlerischen 

Nachwuchses. 4Die Gebühren oder Entgelte 

sind nach dem Aufwand der Hochschulen 

zu bemessen und sollen diesen decken. 
5Zum Aufwand gehören auch die Kosten für 

die Konzeption, Einführung, Durchführung 

und Aktualisierung von Studienangeboten. 6In 

den Fällen der Sätze 1 und 2, bei einem 

staatlichen Interesse sowie bei der 

Markteinführung von Studienangeboten 

können die Hochschulen abweichend von 

den Sätzen 4 und 5 auch nicht kostende-

ckende Gebühren oder Entgelte erheben.“ 

  

aa) Satz 5 erhält folgende Fassung: __________ (jetzt in der Neuformulierung des 

Absatzes 3 enthalten) 

  

„5Für die Inanspruchnahme von Angebo-

ten des Weiterbildungsstudiums, berufs-

begleitenden Studiengängen oder interna-

tionalen Kooperationsstudiengängen kön-

nen die Hochschulen kostendeckende 

Gebühren erheben.“ 

 

  

bb) Es wird der folgende Satz 6 angefügt: __________ (jetzt in der Neuformulierung des 

Absatzes 3 enthalten) 

  

„6In kostendeckenden Gebühren oder Ent-

gelten können Kosten für die Konzeption, 

Einführung und Aktualisierung von Stu-

dienangeboten enthalten sein.“ 

 

  

 b/1) In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „festzu-

setzen ist“ durch die Worte „zu bemessen 

ist und diesen decken soll“ ersetzt. 
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c) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: c) unverändert 

  

„1Für die Nutzung von Hochschuleinrichtungen 

durch Personen, die nicht Mitglieder oder Ange-

hörige der Hochschule sind, und für Angebote 

des allgemeinen Hochschulsports können die 

Hochschulen in staatlicher Verantwortung Ge-

bühren oder Entgelte erheben.“ 

 

  

11. § 14 b wird wie folgt geändert: 11. § 14 b wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

  

„3Studienqualitätsmittel können im Rah-

men von Satz 1 zu einem Anteil von bis zu 

40 vom Hundert auch für Maßnahmen zur 

Verbesserung der lehrbezogenen Infra-

struktur unter Berücksichtigung des Kli-

maschutzes sowie für Maßnahmen zur 

Unterstützung der Studienentscheidung 

von Studieninteressierten, die geeignet 

sind, eine Steigerung des Studienerfolgs 

herbeizuführen, verwendet werden.“ 

„3Studienqualitätsmittel können im Rah-

men von Satz 1 zu einem Anteil von bis zu 
40 Prozent auch für Maßnahmen zur Ver-

besserung der lehrbezogenen baulichen 

Infrastruktur unter Berücksichtigung des 

Klimaschutzes sowie für Maßnahmen zur 

Unterstützung der Studienentscheidung 

von Studieninteressierten, die geeignet 

sind, eine Steigerung des Studienerfolgs 

herbeizuführen, verwendet werden.“ 

  

bb) Die bisherigen Sätze 3 bis 6 werden Sätze 

4 bis 7. 

bb) unverändert 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 

und 4 eingefügt: 

aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 

und 4 eingefügt: 

  

„3Kann ein Einvernehmen nicht erreicht 

werden, unternimmt der Senat auf Antrag 

des Präsidiums einen Einigungsversuch. 
4Kommt eine Einigung nicht zustande, so 

entscheidet das Präsidium abschließend.“ 

„3Erteilt die Studienqualitätskommis-

sion ihr Einvernehmen nicht, so unter-

nimmt der Senat auf Antrag des Präsidi-
ums einen Einigungsversuch. 4Wird auch 

danach das Einvernehmen nicht erteilt, 

so entscheidet das Präsidium abschlie-

ßend.“ 

  

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5. bb) unverändert 

  

12. In § 16 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach den 

Worten „neben der Mehrheit“ die Worte „der Mitglie-

der“ eingefügt. 

12. unverändert 
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13. § 17 wird wie folgend geändert: 13. § 17 wird wie folgend geändert: 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

  0/aa)  Satz 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „1Die Hochschulen dürfen von Studien-

bewerberinnen und Studienbewerbern, 

von Mitgliedern sowie von Angehöri-

gen, die nicht in einem Dienst- oder Ar-

beitsverhältnis zu ihnen stehen, die für 

die Einschreibung, die Teilnahme an 

Lehrveranstaltungen und Prüfungen, 

die Nutzung von Hochschuleinrichtun-

gen sowie die Kontaktpflege mit ehe-

maligen Mitgliedern der Hochschule er-

forderlichen und in Ordnungen be-

stimmten personenbezogenen Daten, 

einschließlich besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten im Sinne 

des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-

Grundverordnung, verarbeiten.“ 

  

aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 

und 3 eingefügt: 

aa) Es wird der folgende_ neue_ Satz 2 ____ 

eingefügt: 

  

„2Hierbei dürfen auch besondere Katego-

rien personenbezogener Daten im Sinne 

des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-

Grundverordnung verarbeitet werden. 
3Die Hochschulen dürfen von ihren Mit-

gliedern und Angehörigen personenbezo-

gene Daten einschließlich besonderer Ka-

tegorien personenbezogener Daten im 

Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Daten-

schutz-Grundverordnung verarbeiten, so-

weit dies zur Aufgabenerfüllung nach dem 

Hochschulstatistikgesetz in der jeweils 

geltenden Fassung erforderlich ist.“ 

„__________ 2Die Hochschulen dürfen 

von ihren Mitgliedern und Angehörigen 

personenbezogene Daten einschließlich 

besonderer Kategorien personenbezoge-

ner Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 
der Datenschutz-Grundverordnung auch 

verarbeiten, soweit dies zur Aufgabener-

füllung nach dem Hochschulstatistikge-

setz in der jeweils geltenden Fassung er-

forderlich ist.“ 

  

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und wie 

folgt geändert: 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie 

folgt geändert: 

  

Die Worte „Datenerfassung oder -verar-

beitung“ werden durch das Wort „Daten-

verarbeitung“ ersetzt. 

Die Worte „Datenerfassung oder -verar-

beitung“ werden durch das Wort „Daten-

verarbeitung“ ersetzt. 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

  

„1Die Hochschulen dürfen von ihren Mit-

gliedern und Angehörigen nach Maßgabe 

einer Ordnung personenbezogene Daten 

„1Die Hochschulen dürfen von ihren Mit-
gliedern und Angehörigen auch die zur 

Beurteilung der Bewerbungssituation von 
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einschließlich besonderer Kategorien per-

sonenbezogener Daten im Sinne des Arti-

kels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundver-

ordnung auch zur Beurteilung der Bewer-

bungssituation von Absolventinnen und 

Absolventen, der Lehr- und Forschungstä-

tigkeit, des Studienangebots sowie des 

Ablaufs von Studium und Prüfung verar-

beiten.“ 

Absolventinnen und Absolventen, der 

Lehr- und Forschungstätigkeit, des Studi-

enangebots sowie des Ablaufs von Stu-
dium und Prüfung erforderlichen und in 

einer Ordnung bestimmten personenbe-

zogenen Daten einschließlich besonderer 

Kategorien personenbezogener Daten im 

Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Daten-
schutz-Grundverordnung, verarbeiten.“ 

  

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden gestrichen. bb) unverändert 

  

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 2. cc) unverändert 

  

c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

  

 „(3) 1In den Ordnungen nach den Absät-

zen 1 und 2 sind insbesondere die betroffenen 

Personen, der Zweck der Datenerhebung, die 

Erhebungsmerkmale, das Erhebungsverfah-

ren, die gewählten technisch-organisatorischen 

Maßnahmen und Löschpflichten festzulegen. 
2Die Daten nach den Absätzen 1 und 2 sind 

zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymi-

sieren.“ 

 „(3) 1In den Ordnungen nach den Absät-
zen 1 und 2 sind insbesondere nähere Bestim-

mungen zu den betroffenen Personen, zu den 

Zwecken der Datenverarbeitung, zur Art der 

personenbezogenen Daten, die zu den je-

weils bestimmten Zwecken verarbeitet wer-

den dürfen, zu den Verfahren der Datenver-

arbeitung, zu den gewählten technisch-organi-

satorischen Maßnahmen und zu Löschungs-

pflichten zu treffen. 2Die Daten nach den Ab-

sätzen 1 und 2 sind zum frühestmöglichen Zeit-

punkt zu anonymisieren.“ 

  

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie 

folgt geändert: 

d) unverändert 

  

Nach der Angabe „und 2“ werden die Worte „mit 

Ausnahme besonderer Kategorien personen-

bezogener Daten“ eingefügt. 

 

  

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 

folgt geändert:  

  

 Nach der Angabe „und 2“ werden die Worte 

„mit Ausnahme besonderer Kategorien per-

sonenbezogener Daten“ eingefügt. 

  

f) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: f) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: 

  

 „(6) 1Die Hochschulen dürfen zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben in der Lehre Lehrveranstaltun-

gen mittels Video- und Tonaufnahmen auf-

zeichnen und die damit erhobenen personen-

bezogenen Daten verarbeiten. 2Die nach Satz 1 

angefertigten Aufnahmen dürfen den Teilneh-

menden der jeweiligen Lehrveranstaltung über 

hochschuleigene Systeme zugriffsgeschützt 

zugänglich gemacht werden. 3Das Nähere re-

gelt eine Ordnung.“ 

 „(6) 1Die Hochschulen dürfen zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben in der Lehre Lehrveranstaltun-
gen in Bild- und Ton____ aufzeichnen und die 

damit erhobenen personenbezogenen Daten 

verarbeiten. 2Die nach Satz 1 angefertigten Auf-
nahmen dürfen den zum Besuch der jeweiligen 

Lehrveranstaltung Berechtigten über hoch-

schuleigene Systeme zugriffsgeschützt zu-

gänglich gemacht werden.“ 
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14. § 18 wird wie folgt geändert: 14. § 18 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 werden die Angabe 

„§ 54“ durch die Angabe „§ 53 b“ und die An-

gabe „§ 42 a“ durch die Angabe „§ 42 b“ ersetzt. 

a) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 wird __________ die 

Angabe „§ 42 a“ durch die Angabe „§ 42 f“ er-

setzt. 

  

b) Absatz 8 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 8 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

  

„2. bei beabsichtigter Aufnahme eines weiter-

bildenden Masterstudiengangs berufs-

praktische Erfahrung von in der Regel 

nicht unter einem Jahr“. 

„2. bei beabsichtigter Aufnahme eines weiter-
bildenden Masterstudiengangs eine qua-

lifizierte berufspraktische Erfahrung von 

in der Regel nicht unter einem Jahr“. 

  

15. Dem § 19 Abs. 6 wird der folgende Satz 5 angefügt: 15. Dem § 19 Abs. 6 wird der folgende Satz 5 angefügt: 

  

„5Von der oder dem Studierenden empfangene  

körperliche Gegenstände mit geldwertem Vorteil wie 

Semesterticket und Studierendenausweis sind her-

auszugeben.“ 

„5Die oder der Studierende_ hat körperliche Gegen-

stände, mit denen sie oder er geldwerte_ Vorteile 

erlangen kann, insbesondere das Semesterticket 

und den Studierendenausweis, herauszugeben.“ 

  

16. In § 21 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und Abs. 2 Satz 2 wird 

jeweils das Wort „Angestelltenverhältnis“ durch das 

Wort „Arbeitsverhältnis“ ersetzt.  

16. unverändert 

  

17. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 17. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Satz 9 wird die Angabe „§ 54“ durch die An-

gabe „§ 215“ ersetzt. 

a) In Satz 9 werden die Angabe „§ 54“ durch die 

Angabe „§ 215“ und die Worte „in Verbindung 

mit der“ durch die Worte „und die“ ersetzt. 

  

b) Es wird der folgende Satz 10 angefügt: b) Es wird der folgende Satz 10 angefügt: 

  

„10Die Hochschulen dürfen auf die Personalkos-

ten bezogene personenbezogene Daten des in 

den Forschungsvorhaben nach Satz 1 tätigen 

Personals verarbeiten und an die Dritten über-

mitteln, soweit dies für die Durchführung des 

Vorhabens erforderlich ist.“ 

„10Die Hochschulen dürfen personenbezogene 

Daten des in den Forschungsvorhaben nach 
Satz 1 tätigen Personals, die sich auf Perso-

nalkosten beziehen, verarbeiten __________, 

soweit dies für die Durchführung des Vorha-

bens erforderlich ist.“ 

  

18. In § 25 Abs. 2 Satz 1 wird nach den Worten „zusätz-

lich eine“ das Wort „mindestens“ eingefügt. 

18. unverändert 

  

19. § 26 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 19. § 26 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Nummer 1 werden die Worte „in einem unbe-

fristeten Beschäftigtenverhältnis“ durch die 

Worte „auf Zeit oder in einem unbefristeten oder 

befristeten Arbeitsverhältnis“ ersetzt. 

a) unverändert 

  

b) In Nummer 3 Halbsatz 1 wird nach der Angabe 

„W 3“ die Angabe „oder W 2“ eingefügt. 

b) In Nummer 3 Halbsatz 1 wird nach den Worten 

„auf Lebenszeit der Besoldungsgruppe“ die 

Angabe „W 2 oder“ eingefügt. 
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c) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort „oder“ 

gestrichen. 

c) unverändert 

  

d) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch 

ein Komma und das Wort „oder“ ersetzt. 

d) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und es wird das Wort „oder“ 

angefügt. 

  

e) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt: e) unverändert 

  

„6. bei Vorliegen eines zwischen dem Fach-

ministerium und der Hochschule abge-

stimmten Qualitätssicherungskonzepts für 

die Besetzung einer mit der Besoldungs-

gruppe W3 bewerteten Professur eine auf-

grund ihrer bisherigen wissenschaftlichen 

oder künstlerischen Leistungen in heraus-

ragender Weise qualifizierte Persönlich-

keit gewonnen werden soll, an der die 

Hochschule zur Stärkung ihrer Qualität  

oder ihres Profils ein besonderes Inte-

resse hat.“ 

 

  

20. In § 27 Abs. 3 Satz 6 und Abs. 4 Satz 1 wird jeweils 

das Wort „Angestelltenverhältnis“ durch das Wort 

„Arbeitsverhältnis“ ersetzt. 

20. unverändert 

  

21. In § 28 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Beru-

fung“ die Worte „oder wenn im Anschluss eine Beru-

fung nach § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 vorgesehen ist“ 

eingefügt.  

21. unverändert 

  

22. § 30 wird wie folgt geändert: 22. § 30 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Es wird der folgende neue Satz 4 einge-

fügt: 

aa) Es wird der folgende neue Satz 4 einge-

fügt: 

  

„4Bei einer im Rahmen des Programms 

zur Förderung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses gemäß der Verwaltungs-

vereinbarung zwischen Bund und Ländern 

vom 16. Juni 2016 (BAnz AT 27.10.2016 

B8) geförderten Juniorprofessur kann das 

Dienstverhältnis auf Antrag um ein weite-

res Jahr nach Ablauf der Verlängerung 

nach Satz 2 verlängert werden, wenn eine 

Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit oder in ein unbefristetes Arbeits-

verhältnis nicht erfolgt.“ 

„4Bei einer Juniorprofessur, die im Rah-

men der Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern gemäß Arti-

kel 91 b Abs. 1 des Grundgesetzes über 

ein Programm_ zur Förderung des wis-

senschaftlichen Nachwuchses vom 

16. Juni 2016 (BAnz AT 27.10.2016 B8) 
gefördert__ wird, kann das Dienstverhält-

nis nach Ablauf der Verlängerung nach 
Satz 2 von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten ohne erneute Lehrevalua-

tion und auswärtige Begutachtung auf 

Antrag um ein weiteres Jahr verlängert 

werden, wenn nicht eine Berufung in ein 

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in 

ein unbefristetes Arbeitsverhältnis erfolgt.“ 
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bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und wie 

folgt geändert: 

bb) unverändert 

  

Die Angabe „und 3“ wird durch die Angabe 

„bis 4“ ersetzt. 

 

  

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. cc) unverändert 

  

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

  

  „(5) 1Zwischen der letzten Prüfungs-

leistung im Rahmen der Promotion oder der 

sonstigen Leistung, durch die eine beson-

dere Befähigung im Sinne des Absatzes 2 

Satz 1 Nr. 3 nachgewiesen wird, und der Be-

werbung auf die Juniorprofessur sollen 

nicht mehr als vier Jahre, im Bereich der Me-

dizin nicht mehr als neun Jahre vergangen 

sein. 2Der Zeitraum nach Satz 1 verlängert 

sich um Zeiten der Betreuung eines Kindes 

oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren und 

Zeiten der Pflege eines pflegebedürftigen 

Angehörigen um bis zu zwei Jahre je Kind 

oder Pflegefall; insgesamt dürfen mehrere 

Verlängerungen die Dauer von vier Jahren 

nicht überschreiten.“ 

  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. __________  

  

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: __________ 

  

„2Verlängerungen nach § 2 Abs. 5 Satz 1 

Nrn. 1 und 3 bis 5 des Wissenschaftszeit-

vertragsgesetzes (WissZeitVG) bleiben 

hierbei außer Betracht; § 2 Abs. 3 Satz 1 

WissZeitVG gilt entsprechend.“ 

 

  

23. § 31 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 23. § 31 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Satz 1 wird das Wort „Angestellten“ durch die 

Worte „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ 

ersetzt. 

a) unverändert 

  

b) In Satz 3 Halbsatz 2 werden die Worte „die 

Dauer der Mittelbewilligung“ durch die Worte 

„der bewilligte Projektzeitraum“ ersetzt. 

b) In Satz 3 Halbsatz 2 werden die Worte „bei der  

Bemessung der Laufzeit der Arbeitsverträge 

die Dauer der Mittelbewilligung berücksichtigt 

werden“ durch die Worte „die Laufzeit des Ar-

beitsvertrages dem bewilligten Projektzeit-

raum entsprechen“ ersetzt. 
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24. In § 33 Abs. 2 Satz 1 werden das Wort „Angestellten-

verhältnissen“ durch das Wort „Arbeitsverhältnissen“ 

und das Wort „Angestellten“ durch die Worte „Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

24. unverändert 

  

25. § 35 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 25. § 35 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „(1) 1Die Hochschule kann wissenschaftlich  

oder durch Berufspraxis ausgewiesene Persönlich-

keiten zu Honorarprofessorinnen und Honorarprofes-

soren bestellen, wenn sie nach ihren wissenschaftli-

chen oder künstlerischen Leistungen den Anforde-

rungen entsprechen, die an Professorinnen und Pro-

fessoren gestellt werden. 2Diese sollen regelmäßig 

Lehrveranstaltungen anbieten und können an Prü-

fungen und an der Forschung beteiligt werden. 3Ho-

norarprofessorinnen und Honorarprofessoren stehen 

in einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis zur 

Hochschule und sind berechtigt, den Titel ‚Professo-

rin‘ oder ‚Professor‘ zu führen. 4Die Bestellung und 

deren Widerruf regelt eine Ordnung.“ 

 „(1) 1Die Hochschule kann durch wissenschaft-

liche oder künstlerische Leistungen oder durch Be-

rufspraxis ausgewiesene Persönlichkeiten zu Hono-

rarprofessorinnen und Honorarprofessoren bestel-
len, wenn sie aufgrund dieser __________ Leistun-

gen oder ihrer Berufspraxis den Anforderungen 

entsprechen, die an Professorinnen und Professoren 
gestellt werden. 2Honorarprofessorinnen und  

Honorarprofessoren sollen regelmäßig Lehrveran-

staltungen anbieten und können an Prüfungen und 

an der Forschung beteiligt werden. 3Honorarprofes-

sorinnen und Honorarprofessoren stehen in einem  

öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis zur Hoch-

schule und sind berechtigt, den Titel ‚Professorin‘  

oder ‚Professor‘ zu führen. 4Die Bestellung und deren 

Widerruf regelt eine Ordnung.“ 

  

26. § 35 a erhält folgende Fassung: 26. § 35 a erhält folgende Fassung: 

  

„§ 35 a „§ 35 a 

Außerplanmäßige Professorinnen und Professoren Außerplanmäßige Professorinnen und Professoren 

  
 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 

die die Voraussetzungen des § 30 Abs. 4 Satz 2 er-

füllen und die nach Beendigung ihres Dienst- oder 

Beschäftigungsverhältnisses nicht als Professorin  

oder Professor weiterbeschäftigt werden, sind als au-

ßerplanmäßige Professorinnen und Professoren be-

rechtigt, den Titel ‚Professorin‘ oder ‚Professor‘ zu 

führen, solange sie Aufgaben in der Lehre wahrneh-

men. 2Anderen Personen, die die Einstellungsvo-

raussetzungen für Professorinnen und Professoren 

erfüllen, kann als außerplanmäßigen Professorinnen 

und Professoren der Titel ‚Professorin‘ oder ‚Profes-

sor‘ für die Dauer der Wahrnehmung von Aufgaben 

in der Lehre verliehen werden, wenn sie eine mehr-

jährige erfolgreiche Lehrtätigkeit nachweisen. 3Das 

Nähere regelt die Habilitationsordnung.“ 

 1Werden Juniorprofessorinnen und Juniorpro-

fessoren nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses 

__________ nicht als Professorin oder Professor 
weiterbeschäftigt und lagen nach Ablauf der Be-

schäftigungsdauer nach § 30 Abs. 4 Satz 1 die Vo-

raussetzungen des § 30 Abs. 4 Satz 2 für eine Ver-

längerung ihres Dienstverhältnisses vor, so sind 

sie als außerplanmäßige Professorinnen und Profes-

soren berechtigt, den Titel ‚Professorin‘ oder ‚Profes-

sor‘ zu führen, solange sie Aufgaben in der Lehre 

wahrnehmen. 2Anderen Personen, die die Einstel-

lungsvoraussetzungen für Professorinnen und Pro-

fessoren erfüllen, kann als außerplanmäßigen Pro-

fessorinnen und Professoren der Titel ‚Professorin‘  

oder ‚Professor‘ für die Dauer der Wahrnehmung von 

Aufgaben in der Lehre verliehen werden, wenn sie 

eine mehrjährige erfolgreiche Lehrtätigkeit nachwei-

sen. 3Das Nähere regelt die Habilitationsordnung.“ 

  

27. In § 36 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „wis-

senschaftlichen“ die Worte „und künstlerischen“ ein-

gefügt. 

27. unverändert 
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28. § 36 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 28. unverändert 

  

a) In Satz 1 werden die Worte „Hochschulen oder 

Forschungseinrichtungen“ durch die Worte 

„Hochschulen, Forschungs- oder Bildungsein-

richtungen“ ersetzt. 

 

  

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

  

„2Das Nähere ist durch eine Verwaltungsverein-

barung zu regeln, die der mit der Mehrheit der 

Mitglieder beschlossenen Zustimmung des Prä-

sidiums und des Senats sowie des Hochschul-

rats oder des Stiftungsrats der beteiligten nie-

dersächsischen Hochschule und der Zustim-

mung des Fachministeriums bedarf.“ 

 

  

29. § 37 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 29. § 37 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

  

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„2Die Grundordnung kann weitere haupt- oder 

nebenberufliche Vizepräsidentinnen oder Vize-

präsidenten vorsehen.“ 

„2Die Grundordnung kann vorsehen, dass dem 

Präsidium weitere haupt- oder nebenberufliche 

Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten an-

gehören.“ 

  

b) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen. b) Die Sätze 3 bis 5 werden gestrichen. 

  

c) Die bisherigen Sätze 5 bis 9 werden Sätze 3 

bis 7. 

c) Die bisherigen Sätze 6 bis 9 werden Sätze 3 

bis 6. 

  

30. § 38 wird wie folgt geändert: 30. § 38 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 4 Satz 1 und Absatz 8 wird jeweils das 

Wort „Angestelltenverhältnis“ durch das Wort 

„Arbeitsverhältnis“ ersetzt. 

a) unverändert 

  

b) Es wird der folgende Absatz 9 angefügt. b) Es wird der folgende Absatz 9 angefügt. 

  

 „(9) 1Ist absehbar, dass das Amt mehr als 

sechs Monate unbesetzt sein wird, kann bei 

Hochschulen in staatlicher Trägerschaft das 

Fachministerium, bei Hochschulen in der Trä-

gerschaft einer Stiftung der Stiftungsrat zur Ver-

meidung einer Handlungsunfähigkeit des Präsi-

diums auf Vorschlag des Senats bis zur Ernen-

nung oder Bestellung einer Präsidentin oder ei-

nes Präsidenten eine geeignete Beauftragte  

oder einen geeigneten Beauftragten bestellen, 

die oder der die Aufgaben der Präsidentin oder 

des Präsidenten wahrnimmt. 2Die Bestellung 

kann in einem befristeten Arbeitsverhältnis er-

folgen. 3§ 39 Abs. 2 Satz 6 Halbsatz 2 ist nicht 

anwendbar. 4Das Nähere zum Verfahren kann 

 „(9) 1Ist absehbar, dass das Amt mehr als 
sechs Monate unbesetzt sein wird, so kann bei 

Hochschulen in staatlicher Trägerschaft das 

Fachministerium, bei Hochschulen in der Trä-
gerschaft einer Stiftung der Stiftungsrat, zur 

Vermeidung einer Handlungsunfähigkeit des 

Präsidiums auf Vorschlag des Senats bis zur 

Ernennung oder Bestellung einer Präsidentin  

oder eines Präsidenten eine geeignete Beauf-

tragte oder einen geeigneten Beauftragten be-

stellen, die oder der die Aufgaben der Präsiden-

tin oder des Präsidenten wahrnimmt. 2Die Be-

stellung kann in einem befristeten Arbeitsver-
hältnis erfolgen. 3Wird nach Satz 1 eine Be-

auftragte oder ein Beauftragter bestellt, so 
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die Grundordnung regeln. 5Für eine vorzeitige 

Entlassung gilt § 40 entsprechend. 6Die §§ 51 

und 62 bleiben unberührt.“ 

führen die Vizepräsidentinnen und Vizeprä-

sidenten ihr Amt bis zur Ernennung oder Be-

stellung einer neuen Präsidentin oder eines 

neuen Präsidenten fort. 4Das Nähere zum 

Verfahren kann die Grundordnung regeln. 5Für 
eine vorzeitige Entlassung der oder des Be-

auftragten gilt § 40 entsprechend. 6Die §§ 51 

und 62 bleiben unberührt.“ 

  

31. § 39 wird wie folgt geändert: 31. unverändert 

  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

  

 „(1) § 38 Abs. 2 und 4 bis 8 gilt mit Aus-

nahme von Abs. 6 Satz 2 für hauptberufliche  

Vizepräsidentinnen oder hauptberufliche Vize-

präsidenten entsprechend mit der Maßgabe, 

dass die Empfehlung der Findungskommission 

nach § 38 Abs. 2 Satz 2 im Einvernehmen mit 

der Präsidentin oder dem Präsidenten zu erfol-

gen hat.“ 

 

  

b) Absatz 2 wird gestrichen.  

  

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.  

  

32. Dem § 41 Abs. 4 wird der folgende Satz 7 angefügt: 32. unverändert 

  

„7Die Grundordnung kann vorsehen, dass dem Senat 

weitere Mitglieder mit beratender Stimme angehö-

ren.“ 

 

  

33. § 46 erhält folgende Fassung: 33. § 46 erhält folgende Fassung: 

  

„§ 46 „§ 46 

Exzellenzklausel; Erprobungsklausel Exzellenzklausel; Erprobungsklausel 

  

 (1)1Zur Erprobung neuer Modelle der Leitung, 

Steuerung und Organisation kann der Senat einer 

Hochschule, die im Rahmen der Exzellenzinitiative 

des Bundes und der Länder zur Förderung von Wis-

senschaft und Forschung an deutschen Hochschulen 

(Exzellenzinitiative) oder im Rahmen der Verwal-

tungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern 

nach Artikel 91 b Abs. 1 des Grundgesetzes zur För-

derung von Spitzenforschung an Universitäten (Ex-

zellenzstrategie) gefördert wird, auf Vorschlag des 

Präsidiums im Einvernehmen mit dem Hochschulrat 

oder dem Stiftungsrat in der Grundordnung Abwei-

chungen von den §§ 6, 26, 30, 36 bis 45 und 52 fest-

legen, um die Realisierung der geförderten Maßnah-

men sicherzustellen. 2Für Änderungen von aufgrund 

dieser Vorschrift abweichend festgelegten Regelun-

gen der Grundordnung ist das Einvernehmen des 

Hochschulrats oder des Stiftungsrats erforderlich und 

 (1) 1Zur Erprobung neuer Modelle der Leitung, 

Steuerung und Organisation kann der Senat einer 

Hochschule, die __________ im Rahmen der Ver-

waltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern 

nach Artikel 91 b Abs. 1 des Grundgesetzes zur För-

derung von Spitzenforschung an Universitäten (Ex-

zellenzstrategie) gefördert wird, auf Vorschlag des 

Präsidiums im Einvernehmen mit dem Hochschulrat 

oder dem Stiftungsrat in der Grundordnung Abwei-

chungen von den §§ 6, 26, 30, 36 bis 45 und 52 fest-

legen, um die Realisierung der geförderten Maßnah-
men sicherzustellen. 2Vor einer Änderung__ oder 

Aufhebung von Vorschriften der Grundordnung, 

die nach Satz 1 erlassen worden sind, ist ein Vor-

schlag des Präsidiums nicht erforderlich; dem 

Präsidium ist jedoch Gelegenheit zur Stellung-

nahme zu geben. 3Der Erlass, die Änderung und 
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dem Präsidium die Möglichkeit der Stellungnahme 

einzuräumen. 3Änderungen der Grundordnung auf-

grund dieser Vorschrift bedürfen der Genehmigung 

durch das Fachministerium. 4Die Hochschulen nach 

Satz 1 können in geeigneten Studiengängen in Ab-

weichung von § 6 mit dem Fachministerium Verein-

barungen über Modellversuche zu Exzellenzstudien-

gängen treffen. 

die Aufhebung von Vorschriften der Grundord-

nung nach den Sätzen 1 und 2 bedürfen der Geneh-

migung durch das Fachministerium. 4Die Hochschu-

len nach Satz 1 können in geeigneten Studiengän-

gen in Abweichung von § 6 mit dem Fachministerium 

Vereinbarungen über Modellversuche zu Exzellenz-

studiengängen treffen.  

  

 (2) 1Absatz 1 Sätze 1 bis 3 gilt für die Hochschu-

len zur Unterstützung der Profilbildung, zur Erhöhung 

der Wirtschaftlichkeit, zur Beschleunigung und Ver-

besserung von Entscheidungsprozessen sowie zur 

Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit für eine Erpro-

bungsdauer von bis zu fünf Jahren entsprechend. 
2Für Verlängerungen der Erprobungsdauer ist das 

Einvernehmen des Hochschulrats oder des Stif-

tungsrats erforderlich und dem Präsidium die Mög-

lichkeit der Stellungnahme einzuräumen.“ 

 (2) 1Die Hochschulen können Abweichungen 

nach Absatz 1 Satz 1 für die ____Dauer von bis zu 

fünf Jahren auch festlegen, um zu erproben, ob 

die Abweichungen die Profilbildung unterstützen, 

die Wirtschaftlichkeit oder Wettbewerbsfähigkeit er-

höhen oder Entscheidungsprozesse_ beschleuni-

gen und verbessern; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt ent-

sprechend. 2Der Senat kann im Einvernehmen mit 

dem Hochschulrat oder dem Stiftungsrat die Gel-

tung der nach Satz 1 festgelegten Abweichungen 

um jeweils bis zu fünf weitere Jahre verlängern; 

dem Präsidium ist zuvor Gelegenheit zur Stellung-

nahme zu geben. 3Verlängerungen nach Satz 2 be-

dürfen der Genehmigung durch das Fachministe-

rium. 4Die Hochschulen sind verpflichtet, Erpro-

bungen nach den Sätzen 1 und 2 zu dokumentie-

ren und auszuwerten sowie dem Fachministe-

rium vor Ablauf des Erprobungs- und des jeweili-

gen Verlängerungszeitraums darüber zu berich-

ten.“ 

  

34. § 48 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 34. § 48 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  

a) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt: a) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt: 

  

„5Nach einer mehrfach befristeten Übertragung 

kann die Übertragung unbefristet mit der Mög-

lichkeit des Widerrufs erfolgen.“ 

„5Sind die Befugnisse mindestens zweimal 

befristet__ übertragen worden, so kann eine_ 

weitere Übertragung unbefristet unter dem 

Vorbehalt des Widerrufs erfolgen.“ 

  

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und wie folgt 

geändert: 

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und wie folgt 

geändert: 

  

Die Angabe „Satz 4“ wird durch die Angabe 

„den Sätzen 4 und 5“ ersetzt. 

Nach der Angabe „Satz 4“ wird ____ die An-

gabe „oder 5“ eingefügt. 

  

c) Die bisherigen Sätze 6 und 7 werden Sätze 7 

und 8. 

c) unverändert 

  

35. § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 35. In § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 

„Verfügung“ ein Semikolon und die Worte „abwei-

chend von Halbsatz 1 kann im Einvernehmen mit 

dem Fachministerium und dem Finanzministerium 
eine Verwahrung als Rücklage bis zu einer Dauer 

von zehn Jahren erfolgen, soweit die Rücklage zur 
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Verwendung für konkrete Bauvorhaben vorgesehen 

ist“ eingefügt. 

  

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. a) wird (hier) gestrichen (jetzt im einleitenden  

Änderungsbefehl enthalten) 

  

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: b) wird (hier) gestrichen (jetzt im einleitenden  

Änderungsbefehl enthalten) 

  

„2Abweichend gilt im Einvernehmen mit dem 

Fachministerium und dem Finanzministerium 

eine Frist von bis zu zehn Jahren, soweit die 

Rücklage zur Verwendung für konkrete Bauvor-

haben vorgesehen ist.“ 

 

  

36. § 54 a wird gestrichen. 36. unverändert 

  

37. § 55 a Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 37. § 55 a Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„2Die Pauschale wird bis zum 30. September ge-

zahlt.“ 

„2Die Pauschale ist bis zum 30. September zu ent-

richten.“ 

  

38. § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 38. unverändert 

  

a) Satz 6 erhält folgende Fassung:   

  

„6Bei der Gewährung der Finanzhilfe ist festzu-

legen, dass diese von der Stiftung zur Deckung 

der Kosten des dauerhaft bei ihr beschäftigten 

Personals nur unter Beachtung der im Haus-

haltsplan enthaltenen Ermächtigungsrahmen 

sowie der Zielvereinbarungen verwendet wer-

den darf.“ 

 

  

b) Satz 8 erhält folgende Fassung:   

  

„8Die Ermächtigungsrahmen nach Satz 6 wer-

den bei tarifvertraglichen oder gesetzlichen Än-

derungen, die sich auf die Höhe der Kosten des 

betreffenden Personals auswirken, entspre-

chend angepasst.“ 

 

  

39. In § 57 Abs. 7 Satz 2 wird die Angabe „§ 54“ durch 

die Angabe „§ 215“ ersetzt. 

39. unverändert 

  

40. § 60 a wird wie folgt geändert: 40. § 60 a wird wie folgt geändert: 

  

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

a) ____ Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

  

„3Für die Ernennung oder Bestellung und Ent-

lassung der Mitglieder des Präsidiums der 

Hochschule gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit 

der Maßgabe, dass der Stiftungsausschuss 

Universität an die Stelle des Stiftungsrats tritt. 

 „(1) 1An der Stiftung Universität Göttin-

gen tritt der Stiftungsausschuss Universität bei 

der Ernennung oder Bestellung der Mitglieder 

des Präsidiums der Hochschule nach § 38 

Abs. 2 sowie in den Fällen des § 38 Abs. 9 an 
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4§ 38 Abs. 9 gilt entsprechend mit der Maß-

gabe, dass der Stiftungsausschuss Universität 

an die Stelle des Stiftungsrats tritt.“ 

die Stelle des Stiftungsrats. 2Im Übrigen nimmt 

der Stiftungsausschuss Universität in Angele-

genheiten, die nicht die Universitätsmedizin 

betreffen, die Aufgaben des Stiftungsrats 

wahr; § 60 gilt entsprechend.“ 

  

b) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 wird nach dem Wort 

„bestellt“ das Wort „werden“ eingefügt. 

b) unverändert 

  

41. In § 63 b Satz 7 wird das Wort „Angestelltenverhält-

nis“ durch das Wort „Arbeitsverhältnis“ ersetzt. 

41. unverändert 

  

42. Dem § 63 c Abs. 1 wird der folgende Satz 6 angefügt: 42. unverändert 

  

„6§ 38 Abs. 9 gilt entsprechend.“  

  

43. Dem § 63 d Abs. 1 wird der folgende Satz 6 angefügt: 43. unverändert 

  

„6§ 38 Abs. 9 gilt entsprechend.“  

  

44. In § 63 e Abs. 2 Nr. 13 wird das Wort „Angestellten-

verträgen“ durch das Wort „Arbeitsverträgen“ ersetzt. 

44. unverändert 

  

45. § 63 h Abs. 6 wird wie folgt geändert: 45. unverändert 

  

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort „gegen-

über“ das Wort „angestellten“ durch die Worte 

„im Arbeitsverhältnis beschäftigten“ und die 

Worte „auf Zeit angestellten“ durch die Worte „in 

einem befristeten Arbeitsverhältnis beschäftig-

ten“ ersetzt. 

 

  

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort „an“ das 

Wort „angestellte“ durch die Worte „im Arbeits-

verhältnis beschäftigte“ und die Worte „auf Zeit 

angestellten“ durch die Worte „in einem befris-

teten Arbeitsverhältnis beschäftigten“ ersetzt. 

 

  

46. § 63 i Abs. 2 wird wie folgt geändert: 46. § 63 i Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

  

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

  

„2Das Fachministerium kann einem Kranken-

haus, mit dessen Träger eine Vereinbarung 

nach Absatz 1 geschlossen ist, mit Zustimmung 

der Universität Oldenburg das widerrufliche 

Recht verleihen, die Bezeichnung ‚Universitäts-

klinikum‘ zu führen, wenn das Krankenhaus in 

enger Zusammenarbeit mit der Universität 

Oldenburg die Verbindung der Krankenversor-

gung mit Forschung und Lehre in einer einem 

Universitätsklinikum vergleichbaren Weise ge-

währleistet.“ 

„2Das Fachministerium kann ein__ Kranken-

haus, mit dessen Träger eine Vereinbarung 

nach Absatz 1 geschlossen ist, mit Zustimmung 
der Universität Oldenburg unter dem Vorbe-

halt des Widerrufs ermächtigen, die Bezeich-

nung ‚Universitätsklinikum‘ zu führen, wenn das 

Krankenhaus in enger Zusammenarbeit mit der 

Universität Oldenburg die Verbindung der Kran-

kenversorgung mit Forschung und Lehre in  

einer einem Universitätsklinikum vergleichba-

ren Weise gewährleistet.“  
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47. Die §§ 64 und 64 a erhalten folgende Fassung: 47. Die §§ 64 und 64 a erhalten folgende Fassung: 

  

„§ 64 „§ 64 

Staatliche Anerkennung nichtstaatlicher  

Hochschulen 

Staatliche Anerkennung nichtstaatlicher  

Hochschulen 

  

 (1) Eine Bildungseinrichtung, die nicht in staat-

licher Verantwortung steht, bedarf der staatlichen An-

erkennung als Hochschule durch das Fachministe-

rium, um eine entsprechende Bezeichnung führen, 

Hochschulprüfungen abnehmen und Hochschul-

grade oder vergleichbare Bezeichnungen verleihen 

zu können. 

 (1) 1Eine Bildungseinrichtung, die nicht in staat-

licher Verantwortung steht, bedarf der staatlichen An-

erkennung als Hochschule durch das Fachministe-

rium, um __________ Hochschulprüfungen abneh-

men und Hochschulgrade oder vergleichbare ____ 
Abschlüsse verleihen zu können. 2Die Hochschule 

wird als Universität, als gleichgestellte Hoch-

schule oder als Fachhochschule anerkannt. 3Sie 

darf die Bezeichnung ‚Hochschule‘ und entspre-

chend ihrer Anerkennung zudem die Bezeich-

nung ‚Universität‘ oder ‚Fachhochschule‘ führen; 

eine als Fachhochschule anerkannte Hochschule 

darf auch die Bezeichnung ‚Hochschule für ange-

wandte Wissenschaften‘ führen. 

  

 (2) 1Träger der nichtstaatlichen Hochschulen 

ist, wem das Handeln der Hochschule rechtlich zuzu-

rechnen ist. 2Betreiber sind die den Träger einer 

nichtstaatlichen Hochschule maßgeblich prägenden 

natürlichen oder juristischen Personen. 

 (2) 1Träger der als ____ Hochschule aner-

kannten Bildungseinrichtung ist, wem das Han-

deln der Hochschule rechtlich zuzurechnen ist. 2Be-
treiber sind die den Träger der ____ Hochschule 

maßgeblich prägenden natürlichen oder juristischen 

Personen. 

  

 (3) Die staatliche Anerkennung kann auf Antrag 

erfolgen, wenn  

 (3) Die staatliche Anerkennung kann auf Antrag 

erfolgen, wenn 

  

1. die Bildungseinrichtung Lehre, Studium und 

Forschung oder Kunstausübung auf Hoch-

schulniveau gewährleistet; dazu gehört insbe-

sondere, dass 

1. die Bildungseinrichtung Lehre, Studium und 
Forschung oder künstlerische Betätigung auf 

Hochschulniveau gewährleistet; dazu gehört 

insbesondere, dass 

  

a) nur solche Personen zum Studium zuge-

lassen werden, die die Voraussetzungen 

für die Aufnahme in eine entsprechende 

Hochschule in staatlicher Verantwortung 

erfüllen, 

a) nur solche Personen zum Studium zuge-
lassen werden, die über eine Hochschul-

zugangsberechtigung im Sinne des 

§ 18 verfügen, 

  

b) nur Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer beschäftigt werden, die die Einstel-

lungsvoraussetzungen des § 25 erfüllen 

und die in einem transparenten, wissen-

schaftlichen Standard entsprechenden 

Verfahren unter maßgeblicher Mitwirkung 

von Hochschullehrerinnen oder Hoch-

schullehrern ausgewählt worden sind, 

b) an der Hochschule nur Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer beschäftigt 

werden, die die Einstellungsvorausset-
zungen des § 25 oder des § 30 erfüllen 

und die in einem transparenten, wissen-
schaftlichen Standards entsprechenden 

Verfahren unter maßgeblicher Mitwirkung 

von Hochschullehrerinnen oder Hoch-

schullehrern ausgewählt worden sind, 
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c) eine Mehrzahl von nebeneinander beste-

henden oder aufeinander folgenden Studi-

engängen an der Einrichtung allein oder 

im Verbund mit anderen Einrichtungen 

des Bildungswesens angeboten wird oder 

im Rahmen einer Ausbauplanung vorge-

sehen ist, es sei denn, dass innerhalb ei-

ner Fachrichtung die Einrichtung einer 

Mehrzahl von Studiengängen durch die 

wissenschaftliche Entwicklung oder das 

entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld 

nicht nahegelegt wird, und 

c) mindestens zwei nebeneinander beste-

hende_ oder aufeinander folgende_ Studi-

engänge__________ allein oder im Ver-
bund mit anderen Bildungseinrichtun-

gen angeboten werden oder im Rahmen 

einer Ausbauplanung vorgesehen sind, 

es sei denn, dass innerhalb einer Fach-

richtung die Einrichtung __________ von 
mindestens zwei Studiengängen durch 

die wissenschaftliche Entwicklung oder 

das entsprechende berufliche Tätigkeits-

feld nicht nahegelegt wird, und 

  

d) nur Bachelor- und Masterstudiengänge 

angeboten werden, deren Qualität durch 

eine Akkreditierung einer vom Fachminis-

terium bestimmten Stelle nach Maßgabe 

des Studienakkreditierungsstaatsvertrags 

und der auf seiner Grundlage erlassenen 

Vorschriften nachgewiesen wird, 

d) als Studiengänge nur Bachelor- und 

Masterstudiengänge angeboten werden 
und dass deren Qualität durch eine Ak-

kreditierung auf Grundlage eines Akkre-

ditierungsberichts einer vom Fachminis-

terium bestimmten Agentur nachgewie-

sen wird, wobei die Akkreditierung im 

Übrigen nach Maßgabe des Studienak-

kreditierungsstaatsvertrags und der auf 
seiner Grundlage erlassenen Verordnun-

gen erfolgt, 

  

2. die Bildungseinrichtung zur Sicherung der Wis-

senschaftsfreiheit sicherstellt, dass 

2. zum Schutz der Wissenschaftsfreiheit sicher-

gestellt ist, dass 

  

a) Betreiber, Träger und Hochschule unter 

Trennung ihrer Aufgabenbereiche einen 

gegenseitigen Interessenausgleich ver-

bindlich absichern; dabei sind die Rechte 

der bekenntnisgebundenen Träger zu be-

rücksichtigen, 

a) die Betreiber, der Träger und die Hoch-

schule unter Trennung ihrer Aufgabenbe-

reiche einen gegenseitigen Interessen-

ausgleich verbindlich absichern; dabei 

sind die Rechte der bekenntnisgebunde-

nen Träger zu berücksichtigen, 

  

b) akademische Funktionsträger der Hoch-

schule nicht zugleich Funktionen beim Be-

treiber wahrnehmen, 

b) akademische Funktionsträgerinnen und 

Funktionsträger der Hochschule nicht zu-
gleich Betreiber sind oder Funktionen 

bei den Betreibern wahrnehmen, 

  

c) die Kompetenzzuweisungen an die  

Organe der Hochschule transparent und 

eindeutig geregelt sind, 

c) unverändert 

  

d) die Hochschullehrer eigenverantwortlich 

Lehre, Forschung und Kunstausübung 

durchführen können, 

d) die rechtliche Stellung der Hochschul-

lehrerinnen und Hochschullehrer gesi-

chert ist und sie eigenverantwortlich leh-

ren, forschen und künstlerisch tätig 

sein ____ können, 

  

e) eine akademische Selbstverwaltung be-

steht, in der Lehre und Forschung sowie 

- bei entsprechender Ausrichtung der 

Hochschule - die Künste unter angemes-

e) eine akademische Selbstverwaltung be-
steht, in der Lehre und Forschung oder 

__________ künstlerische Betätigung 

unter angemessener Berücksichtigung 
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sener Berücksichtigung der Beteiligten ei-

genverantwortlich organisiert und geregelt 

werden, 

der Beteiligten eigenverantwortlich organi-

siert und geregelt werden, 

  

f) die rechtliche Stellung der Hochschulleh-

rerinnen und Hochschullehrer gesichert 

ist, 

f) wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchst. d 

enthalten) 

  

g) die Hochschulgremien im akademischen 

Kernbereich von Lehre und Forschung in 

der Lage sind, ohne Mitwirkung von Funk-

tionsträgern der Betreiber oder des Betrei-

bers zu beraten und zu beschließen und 

g) die Organe und sonstigen Gremien der 

Hochschule im akademischen Kernbe-

reich von Lehre und Forschung 
__________ ohne die Mitwirkung von 

Funktionsträgerinnen und Funktionsträ-

gern der Betreiber __________ beraten 
und ____ beschließen können und 

  

h) die Inhaber akademischer Leitungsämter 

in angemessenen Zeiträumen neu be-

nannt werden, 

h) die Inhaberinnen und Inhaber akademi-

scher Leitungsämter in angemessenen 

Zeiträumen neu benannt werden, 

  

3. die Bildungseinrichtung die personelle, sächli-

che und finanzielle Mindestausstattung sicher-

stellt, die zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 

Nummer 1 erforderlich ist; dazu gehört insbe-

sondere, dass sie 

3. ____ die personelle, sächliche und finanzielle 
Mindestausstattung der Bildungseinrichtung  

sichergestellt ist, die zur Wahrnehmung der 

Aufgaben nach Nummer 1 erforderlich ist; dazu 

gehört insbesondere, dass ____ 

  

a) sicherstellt, dass ihre Lehrangebote von 

einem dem Hochschultyp angemessenen 

Anteil, in Fachhochschulen zu einem 

überwiegenden Anteil, von Hochschulleh-

rerinnen und Hochschullehrern, die mit ei-

nem mindestens hälftigen Anteil ihrer Ar-

beitskraft an der Hochschule beschäftigt 

sind, sowie von einem dem Hochschultyp 

angemessen Anteil von nichtprofessora-

lem Lehrpersonal, das mit mindestens der 

Hälfte der tarifvertraglich geregelten regel-

mäßigen Arbeitszeit beschäftigt ist, er-

bracht werden, 

a) __________ Lehrangebote der Hoch-

schule zu einem dem Hochschultyp an-

gemessenen Anteil, in Fachhochschulen 

zu einem überwiegenden Anteil, von 

Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-

rern, die mit einem mindestens hälftigen 

Anteil ihrer Arbeitskraft an der Hochschule 
beschäftigt sind, und, sofern Hochschul-

lehrerinnen und Hochschullehrer nicht 

tätig werden, von ____ Lehrpersonal er-

bracht werden, das zu einem dem Hoch-

schultyp angemessenen Anteil mit min-

destens der Hälfte der tarifvertraglich ge-

regelten regelmäßigen Arbeitszeit be-

schäftigt ist, 

  

b) über eine Anzahl von Hochschullehrerin-

nen und Hochschullehrern verfügt, die 

eine angemessene Erfüllung der Aufga-

ben der Hochschule ermöglicht, 

b) die Hochschule über eine Anzahl von 

Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-

rern verfügt, die eine angemessene Erfül-

lung der Aufgaben der Hochschule ermög-

licht, 

  

c) von ihrer Größe und Ausstattung her wis-

senschaftlichen und - bei entsprechender 

Ausrichtung der Hochschule - künstleri-

schen Diskurs ermöglicht und 

c) die Hochschule durch ihre_ Größe, ihre_ 

strukturellen Rahmenbedingungen und 

ihre_ Mindestausstattung ____ eine 

__________ auf Dauer angelegte Gestal-

tung und Durchführung des Lehr- und Stu-
dienbetriebs ermöglicht, Forschung oder 



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/10584 

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9392 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und 

Kultur 

 

25 

künstlerische Betätigung einschließ-

lich des wissenschaftlichen und künstleri-

schen Diskurses sowie eine ordnungs-

gemäße Verwaltung gewährleistet; dies 

erfordert insbesondere einen ausrei-

chenden Zugang zu fachbezogenen Me-

dien, 

  

d) nach ihren strukturellen Rahmenbedin-

gungen und ihrer Mindestausstattung eine 

der Wahrnehmung der Aufgaben nach 

Nummer 1 angemessene und auf Dauer 

angelegte Gestaltung und Durchführung 

des Lehr- und Studienbetriebs sowie von 

Forschung, Kunstausübung und Verwal-

tung ermöglicht; dazu gehört insbeson-

dere der ausreichende Zugang zu fachbe-

zogenen Medien, 

d) wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchst. c) 

  

4. die Bildungseinrichtung Vorkehrungen nach-

weist, mit denen sichergestellt wird, dass den 

aufgenommenen Studierenden eine geordnete 

Beendigung ihres Studiums ermöglicht werden 

kann. 

4. unverändert 

  

 (4) Die Einrichtung neuer Studiengänge und die 

wesentliche Änderung bestehender Studiengänge 

bedürfen der Genehmigung des Fachministeriums. 

 (4) 1Die Einrichtung neuer Studiengänge und 

____ wesentliche Änderungen am Akkreditierungs-

gegenstand eines Studiengangs, die nicht von 

dessen bestehender Akkreditierung umfasst 

sind, bedürfen der Genehmigung des Fachministeri-

ums und einer Akkreditierung auf Grundlage ei-

nes Akkreditierungsberichts einer vom Fachmi-

nisterium bestimmten Agentur; die Akkreditie-

rung erfolgt im Übrigen nach Maßgabe des Studi-

enakkreditierungsstaatsvertrags und der auf sei-

ner Grundlage erlassenen Verordnungen. 2Die 

Genehmigung nach Satz 1 kann erteilt werden, 

wenn  

  

 1. eine Akkreditierung nach Satz 1 erfolgt ist 

und 

  

 2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nrn. 3 

und 4 auch nach der Einrichtung des neuen 

Studiengangs oder nach wesentlichen Än-

derungen eines Studiengangs vorliegen. 

  

 (5) Das Promotionsrecht kann einer nichtstaat-

lichen Universität auf Antrag verliehen werden, wenn 

 (5) Das Recht zur Promotion kann einer nicht-

staatlichen Universität oder einer gleichgestellten 

Hochschule durch das Fachministerium auf An-

trag für Fächer verliehen werden, in denen sie Mas-

terstudiengänge anbietet, wenn 
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1. die Voraussetzungen des § 9 erfüllt sind und die 

Universität über ein geregeltes, transparentes 

Promotionsverfahren verfügt, 

1. die Hochschule ein den Anforderungen des 

§ 9 entsprechendes Promotionsverfahren ge-

währleistet, 

  

2. die Universität auf der Grundlage von For-

schungsschwerpunkten ein erkennbares wis-

senschaftliches Profil entwickelt hat, das an an-

dere Universitäten anschlussfähig ist und 

2. die Hochschule auf der Grundlage von For-

schungsschwerpunkten ein erkennbares wis-

senschaftliches Profil entwickelt hat, das an an-
dere Hochschulen anschlussfähig ist, und 

  

3. die an der Universität erbrachten Forschungs-

leistungen der Professorinnen und Professoren 

sowie die Forschungsbasierung der Studien-

gänge den für promotionsberechtigte staatliche 

Universitäten geltenden Maßstäben entspre-

chen. 

3. die an der Hochschule erbrachten For-

schungsleistungen der Professorinnen und Pro-

fessoren den für promotionsberechtigte staatli-
che Hochschulen geltenden Maßstäben ent-

sprechen und die Studiengänge entspre-

chend den für promotionsberechtigte staat-

liche Hochschulen geltenden Maßstäben 

forschungsbasiert sind. 

  

 (6) Das Habilitationsrecht kann einer nichtstaat-

lichen Universität auf Antrag verliehen werden, wenn 

die Voraussetzungen des § 64 Abs. 5 entsprechend 

in der Weise vorliegen, dass ihr Vorliegen sicher-

stellt, dass mit der Habilitation die wissenschaftliche 

und pädagogische Eignung zu einer Professorin oder 

einem Professor in einem bestimmten Fachgebiet an 

Universitäten förmlich festgestellt werden kann. 

 (6) Das Habilitationsrecht kann einer nichtstaat-
lichen Universität oder einer gleichgestellten 

Hochschule auf Antrag durch das Fachministe-

rium verliehen werden, wenn sie neben den Voraus-

setzungen des ____ Absatzes 5 __________ sicher-

stellt, dass mit der Habilitation die wissenschaftliche 

und pädagogische Eignung zu einer Professorin oder 

einem Professor in einem bestimmten Fachgebiet 

__________ förmlich festgestellt werden kann. 

  

§ 64 a § 64 a 

Akkreditierungsverfahren bei  

nichtstaatlichen Hochschulen 

Anerkennungsverfahren und Akkreditierungen  

bei nichtstaatlichen Hochschulen 

  

 (1) 1Das Fachministerium holt vor der Entschei-

dung über die staatliche Anerkennung eine gut-

achterliche Stellungnahme einer für die Akkreditie-

rung geeigneten Einrichtung (Akkreditierungseinrich-

tung) ein, in der das eingereichte Konzept für die ge-

plante nichtstaatliche Hochschule anhand der in § 64 

Abs. 3 genannten Kriterien bewertet wird (Konzept-

prüfung). 2Ferner kann das Fachministerium in regel-

mäßigen Abständen eine gutachterliche Stellung-

nahme einer Akkreditierungseinrichtung einholen, 

mit der das Vorliegen der in § 64 Abs. 3 genannten 

Kriterien bei staatlich anerkannten nichtstaatlichen 

Hochschulen überprüft wird (institutionelle Akkredi-

tierung, Reakkreditierung). 3Dies gilt auch bei unbe-

fristet staatlich anerkannten nichtstaatlichen Hoch-

schulen. 4Schließlich kann das Fachministerium vor 

Verleihung des Promotionsrechts und Habilitations-

rechts an eine nichtstaatliche Universität eine gut-

achterliche Stellungnahme einer Akkreditierungsein-

richtung zur Überprüfung der in § 64 Abs. 5 genann-

ten Kriterien für die Verleihung des Promotionsrechts 

(Promotionsrechtsverfahren) und der in § 64 Abs. 6 

 (1) 1Das Fachministerium holt vor der Entschei-

dung über die staatliche Anerkennung eine gut-

achterliche Stellungnahme einer für die Akkreditie-

rung geeigneten Einrichtung (Akkreditierungseinrich-

tung) ein, in der das eingereichte Konzept für die ge-

plante nichtstaatliche Hochschule anhand der in § 64 

Abs. 3 genannten Kriterien bewertet wird (Konzept-

prüfung). 2 bis 5 __________ (Sätze 2 und 3 jetzt in Ab-

satz 6 - neu - ; Satz 4 jetzt in Absatz 5 - neu -)  



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/10584 

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9392 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und 

Kultur 

 

27 

genannten Kriterien für die Verleihung des Habilitati-

onsrechts einholen. 5Für die vorstehend genannten 

Verfahren gelten die Absätze 2 bis 4. 

  

 (2) 1Die gutachterliche Stellungnahme nach Ab-

satz 1 wird von dem Fachministerium im Benehmen 

mit dem Träger der Bildungseinrichtung bei einer Ak-

kreditierungseinrichtung eingeholt. 2Der Träger der 

Bildungseinrichtung wirkt bei dem Verfahren der  

Akkreditierungseinrichtung zur Erstellung der gut-

achterlichen Stellungnahme mit. 3Die Akkreditie-

rungseinrichtung setzt eine Gutachterkommission 

ein. 4Diese muss mehrheitlich mit externen, unab-

hängigen, fachlich einschlägig qualifizierten Hoch-

schullehrerinnen oder Hochschullehrern besetzt 

sein, darunter mindestens ein professorales Mitglied 

einer nichtstaatlichen Hochschule, sowie mit einem 

studentischen Mitglied. 5Die Bildungseinrichtung, ihr 

Träger, ihr Betreiber sowie das Land, welches das 

Gutachten einholt, erhalten Gelegenheit, vor der ab-

schließenden Entscheidung über die Akkreditierung 

zu dem Gutachten Stellung zu nehmen. 6Für Streit-

fälle richtet die Akkreditierungseinrichtung dazu eine 

interne Beschwerdestelle ein, die mit drei externen 

Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern besetzt 

ist, und regelt das Verfahren einschließlich der einzu-

haltenden Fristen. 7Die abschließende Entscheidung 

über die gutachterliche Stellungnahme setzt die Zu-

stimmung zumindest eines mehrheitlich mit externen 

Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern beset-

zen Gremiums der Akkreditierungseinrichtung vo-

raus. 8In den Fällen des Absatzes 1 Sätze 2 und 4 ist 

der wesentliche Inhalt der gutachterlichen Stellung-

nahme zu veröffentlichen. 

 (2) 0/1Eine Akkreditierungseinrichtung ist im 

Sinne des Absatzes 1 geeignet, wenn sie gewähr-

leistet, dass  

 

1. für die Konzeptprüfung eine Gutachterkom-

mission eingesetzt wird, die mehrheitlich mit  

externen, unabhängigen, fachlich einschlägig 

qualifizierten Hochschullehrerinnen oder Hoch-

schullehrern, darunter mindestens ein profes-

sorales Mitglied einer nichtstaatlichen Hoch-

schule, sowie mit einem studentischen Mitglied 
besetzt wird, 

 
2. die Bildungseinrichtung, ihr Träger, ihre Betrei-

ber sowie das Fachministerium, welches die 

gutachterliche Stellungnahme einholt, Gelegen-

heit erhalten, zu dem Entwurf des Gutachtens 

Stellung zu nehmen, 

 
3. bei ihr eine interne Beschwerdestelle für Streit-

fälle bei der Durchführung der Konzeptprü-

fung besteht, die mit drei externen Wissen-

schaftlerinnen oder Wissenschaftlern besetzt 
ist und für die sie das Verfahren einschließlich 

der einzuhaltenden Fristen regelt, und 

 
4. sie ein mehrheitlich mit externen Hochschulleh-

rerinnen und Hochschullehrern besetztes Gre-

mium einsetzt, welches dem abschließenden 

Ergebnis der Konzeptprüfung zustimmen 

muss.  

 
1Die Auswahl der geeigneten Akkreditierungsein-

richtung erfolgt im Benehmen mit dem Träger der 

Bildungseinrichtung, deren staatliche Anerken-

nung beantragt ist. 2Der Träger der Bildungseinrich-

tung ist verpflichtet, im Verfahren der Konzept-

prüfung mitzuwirken.3 bis 8 __________ (Sätze 3 

und 4 jetzt in Satz 0/1 Nr. 1; Satz 5 jetzt in Satz 0/1 

Nr. 2; Satz 6 jetzt in Satz 0/1 Nr. 3; Satz 7 jetzt in 

Satz 0/1 Nr. 4; Satz 8 jetzt in Absatz 5 Satz 3 und in 

Absatz 6 Satz 2) 

  

 (3) 1Mit der Konzeptprüfung nach Absatz 1 

Satz 1, der institutionellen Akkreditierung oder Reak-

kreditierung nach Absatz 1 Satz 2 oder der gutachter-

lichen Stellungnahme im Rahmen des Promotions- 

oder Habilitationsverfahrens nach Absatz 1 Satz 4 

berichtet die Akkreditierungseinrichtung dem Land, 

welches das Gutachten einholt, ob die Bildungsein-

richtung im Wesentlichen den Voraussetzungen des 

 (3) 1In der gutachterlichen Stellungnahme ist 

als Ergebnis der Konzeptprüfung darzulegen 

__________, ob die Bildungseinrichtung die Voraus-

setzungen des § 64 Abs. 3____ im Wesentlichen er-

füllt. 2Die Punkte, in denen die Bildungseinrichtung 

diese_ Voraussetzungen nicht oder nur einge-

schränkt erfüllt, sind hinreichend bestimmt zu be-
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§ 64 Abs. 3, 5 oder 6 entspricht. 2Sie benennt hinrei-

chend bestimmt die Punkte, in denen die Bildungs-

einrichtung diesen Anforderungen nicht oder nur ein-

geschränkt gerecht wird. 3Sie kann das Ergebnis  

ihrer gutachterlichen Stellungnahme von der Behe-

bung von Mängeln innerhalb angemessener Fristen 

abhängig machen. 4Akkreditierungen und Reakkredi-

tierungen werden in der Regel auf mindestens fünf 

Jahre befristet. 

nennen; dabei kann die Akkreditierungseinrich-

tung als Ergebnis der Konzeptprüfung auch fest-

stellen, dass sie die Voraussetzungen nur dann 

als erfüllt ansieht, wenn festgestellte Mängel_ in-

nerhalb angemessener Fristen behoben werden. 
3 und 4__________ (Satz 3 jetzt in Satz 2 Halbsatz 2; 

Satz 4 jetzt in Absatz 6 Satz 2 enthalten) 

  

 (4) 1Die gutachterliche Stellungnahme erweitert 

durch die im Verfahren erbrachte sachverständige 

Bewertung die Erkenntnisgrundlagen des Fachminis-

teriums. 2Sie nimmt diese Entscheidung der Behörde 

weder ganz noch teilweise vorweg.“ 

 (4) 1Das Fachministerium berücksichtigt bei 

der Entscheidung über die Anerkennung die in 

der gutachterlichen Stellungnahme dargelegte 

sachverständige Bewertung, die seine Erkenntnis-

grundlagen erweitern soll. 2Es ist bei seiner Ent-

scheidung über die Anerkennung an das Ergebnis 

der Konzeptprüfung jedoch weder vollständig 

noch teilweise gebunden. 

  

  (5) 1__________ Das Fachministerium kann 

vor der Verleihung des Promotions- oder Habilitati-

onsrechts an eine nichtstaatliche Universität eine 

gutachterliche Stellungnahme einer Akkreditierungs-

einrichtung zur Überprüfung der in § 64 Abs. 5 ge-

nannten Kriterien für die Verleihung des Promotions-

rechts (Promotionsrechtsverfahren) und der in § 64 

Abs. 6 genannten Kriterien für die Verleihung des Ha-
bilitationsrechts (Habilitationsrechtsverfahren) ein-

holen. 2Die Absätze 1 bis 4 gelten für das Promo-

tionsrechts- und das Habilitationsrechtsverfah-

ren entsprechend. 3Der wesentliche Inhalt der gut-

achterlichen Stellungnahme ist von der Akkreditie-

rungseinrichtung zu veröffentlichen. 

  

  (6) 1Nach der staatlichen Anerkennung einer 

nichtstaatlichen Hochschule_ kann das Fachministe-
rium gutachterliche Stellungnahmen einer Akkredi-

tierungseinrichtung zu der Frage einholen, ob die in 

§ 64 Abs. 3 genannten Voraussetzungen weiterhin 

vorliegen; dies gilt auch, wenn die staatliche Aner-

kennung unbefristet erteilt worden ist. 2Eine gut-

achterliche Stellungnahme kann in der Regel 

erstmals fünf Jahre nach der Anerkennungsent-

scheidung (institutionelle Akkreditierung) und da-

nach in der Regel jeweils nach Ablauf von fünf 

weiteren Jahren (Reakkreditierung) eingeholt wer-

den. 3Die Absätze 1 bis 3 und 5 Satz 3 gelten ent-

sprechend. 4Die gutachterliche Stellungnahme 

und die darin dargelegte sachverständige Bewer-

tung soll die Erkenntnisgrundlagen des Fachmi-

nisteriums bei Entscheidungen über die Verlän-

gerung oder Aufhebung der Anerkennung oder 

bei Entscheidungen im Rahmen der Aufsicht 

nach § 66 Abs. 2 erweitern. 5Das Fachministerium 

ist bei seinen Entscheidungen an das Ergebnis der 



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/10584 

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9392 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und 

Kultur 

 

29 

gutachterlichen Stellungnahmen jedoch weder 

vollständig noch teilweise gebunden.“ 

  

48. Nach § 64 a werden die folgenden §§ 64 b und 64 c 

eingefügt: 

48. Nach § 64 a werden die folgenden §§ 64 b und 64 c 

eingefügt: 

  

„§ 64 b „§ 64 b 

Niederlassungen von anerkannten Hochschulen aus 

EU- Mitgliedstaaten und anderen  

Bundesländern 

Niederlassungen von anerkannten Hochschulen  

aus EU- Mitgliedstaaten und anderen  

Bundesländern 

  
 1Niederlassungen von staatlichen oder staatlich 

anerkannten Hochschulen aus Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union gelten als staatlich anerkannt, 

soweit sie Hochschulqualifikationen ihres Herkunfts-

staates vermitteln und die Qualität des Studienange-

bots nach den im Herkunftsstaat geltenden Regelun-

gen gesichert ist. 2Die Betriebsaufnahme der Nieder-

lassung sowie die Ausweitung ihres Studienangebots 

sind dem Fachministerium jeweils sechs Monate im 

Voraus anzuzeigen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend für Niederlassungen von staatlichen oder 

staatlich anerkannten Hochschulen aus anderen 

Bundesländern. 

unverändert 

  

§ 64 c § 64 c 

Vereinbarungen über die Durchführung  

von Hochschulausbildungen 

Vereinbarungen über die Durchführung  

von Hochschulausbildungen 

  
 1Einrichtungen, die keine Niederlassungen 

nach § 64 b sind, dürfen aufgrund einer Vereinbarung 

mit einer ausländischen Hochschule Hochschulaus-

bildungen nur durchführen, wenn 

unverändert 

  

1. die ausländische Hochschule nach dem Recht 

des Herkunftsstaates staatlich oder staatlich 

anerkannt ist, 

 

  

2. die Qualität des Studienangebots nach den im 

Herkunftsstaat der ausländischen Hochschule 

geltenden Regelungen gesichert ist und 

 

  

3. das Studienangebot der die Hochschulausbil-

dung durchführenden Einrichtung unter Mitwir-

kung einer inländischen Akkreditierungseinrich-

tung akkreditiert ist. 

 

  
2Das Studienangebot ist dem Fachministerium sechs 

Monate vor Betriebsaufnahme anzuzeigen. 3Dabei 

ist nachzuweisen, dass die Voraussetzungen nach 

Satz 1 erfüllt sind. 4§ 10 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, 

dass neben der den Grad verleihenden ausländi-

schen Hochschule auch die Einrichtung anzugeben 

ist, an der die Hochschulausbildung durchgeführt 
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worden ist. 5Für die Ausweitung oder wesentliche Än-

derung des Studienangebots nach Betriebsauf-

nahme gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend.“ 

  

49. § 65 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 49. § 65 ____ wird wie folgt geändert: 

  

 0/a) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „1. das Verfahren der institutionellen Ak-

kreditierung oder der Reakkreditierung 

nach § 64 a Abs. 6 ergibt, dass die Vo-

raussetzungen des § 64 Abs. 3 nicht 

mehr vorliegen, oder wenn der Träger 

der Hochschule in einem Verfahren 

nach § 64 a Abs. 6 seiner Mitwirkungs-

pflicht nicht nachkommt oder“. 

  

 a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 1 Sätze 3 

und 4“ durch die Angabe „Abs. 4“ ersetzt.  

aa) unverändert 

  

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 2“ durch 

die Angabe „§ 64 c“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 2“ 

durch die Angabe „§ 64 b“ ersetzt. 

  

c) In Satz 4 wird jeweils die Angabe „§ 64 a“ durch 

die Angabe „§ 64 c“ ersetzt.  

cc) unverändert 

  

50. § 66 wird wie folgt geändert: 50. § 66 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 1 Satz 4 Halbsatz 2 werden die Worte 

„‚Honorarprofessorin‘ oder ‚Honorarprofessor‘“ 

durch die Worte „‚Professorin‘ oder ‚Professor‘“ 

ersetzt. 

a) ____ Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) In ____Satz 4 Halbsatz 2 werden die 

Worte „‚Honorarprofessorin‘ oder ‚Hono-

rarprofessor‘“ durch die Worte „‚Professo-

rin‘ oder ‚Professor‘“ ersetzt. 

  

 bb) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: 

  

 „5Für anerkannte Hochschulen gilt § 5 

entsprechend.“ 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 64 a“ durch 

die Angabe „§ 64 c“ ersetzt. 

aa) unverändert 
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bb) In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 2“ 

durch die Angabe „Abs. 3 bis 6“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 3 und 4 erhalten folgende 

Fassung: 

  

 „3Die Aufsicht soll insbesondere  

sicherstellen, dass die anerkannte 

Hochschule die in § 64 Abs. 3 und, so-

weit ihr das Recht zur Promotion oder 

zur Habilitation verliehen wurde, die in 

§ 64 Abs. 5 oder 6 genannten Voraus-

setzungen dauerhaft erfüllt. 4Zur Aus-

übung der Aufsicht kann das Fachmi-

nisterium insbesondere die Verfahren 

nach § 64 a Abs. 6 durchführen; zudem 

kann es die Ergebnisse der Verfahren 

nach Absatz 1 Satz 5 in Verbindung mit 

§ 5 berücksichtigen.“ 

  

51. § 67 a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 51. § 67 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

  

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Stelle“ die 

Worte „nach Maßgabe des Studienakkreditie-

rungsstaatsvertrages und der auf seiner Grund-

lage erlassenen Vorschriften“ eingefügt. 

 „(2) 1An der Kommunalen Hochschule für 

Verwaltung in Niedersachsen bedürfen die Ein-

richtung neuer Studiengänge sowie wesentliche 

Änderungen am Akkreditierungsgegenstand ei-

nes Studiengangs, die nicht von dessen beste-

hender Akkreditierung umfasst sind, der Geneh-

migung des Fachministeriums und einer Akkredi-

tierung auf Grundlage eines Akkreditierungsbe-

richts einer vom Fachministerium bestimmten 

Agentur; die Akkreditierung erfolgt im Übrigen 

nach Maßgabe des Studienakkreditierungsstaatsver-
trags und der auf seiner Grundlage erlassenen Ver-

ordnungen. 2Die Genehmigung nach Satz 1 kann 

erteilt werden, wenn  

  

 1. eine Akkreditierung nach Satz 1 erfolgt ist 

und 

  

 2. das Studium und die Lehre, einschließlich 

der erforderlichen Mindestausstattung, an 

der Kommunalen Hochschule für Verwal-

tung in Niedersachsen auch nach der Ein-

richtung des neuen Studiengangs oder den 

wesentlichen Änderungen eines Studien-

gangs auf Hochschulniveau gewährleistet 

werden können.“ 

  

b) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 

und 3 bis 6“ durch die Angabe „Abs. 3 Nr. 1 

Buchst. a und b, Nr. 2 Buchst. c bis g und Nr. 3 

Buchst. a Halbsatz 1“ ersetzt. 

__________ (jetzt in der Neufassung des Absatzes 1 

enthalten) 
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52. In § 68 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „durch Ver-

ordnung“ gestrichen. 

52. ____ § 68 wird wie folgt geändert: 

  

 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

  

 „3In Betreuungseinrichtungen für Kin-

der können auch andere Kinder als sol-

che von Studierenden aufgenommen 

werden.“ 

  

 bb) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden 

Sätze 4 bis 6. 

  

 b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „durch 

Verordnung“ gestrichen. 

  

53. In § 69 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 4 

werden jeweils die Worte „Mitglieder der Geschäfts-

führung“ durch die Worte „Geschäftsführung und ihre 

Stellvertretung“ ersetzt. 

53. § 69 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 4 werden 

jeweils die Worte „Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung“ durch die Worte „Geschäftsführung und 

ihre Stellvertretung“ ersetzt. 

  

 b) In Absatz 4 Satz 4 werden die Worte „Mitglie-

der der Geschäftsführung“ durch die Worte 

„Geschäftsführung und ihrer Stellvertre-

tung“ ersetzt. 

  

54. § 71 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 54. unverändert 

  

a) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 2“ 

durch die Angabe „§ 64 b“ ersetzt. 

 

  

b) In Nummer 4 wird jeweils die Angabe „§ 64 a“ 

durch die Angabe „§ 64 c“ ersetzt. 

 

  

55. § 72 wird wie folgt geändert: 55. § 72 wird wie folgt geändert: 

   

a) In Absatz 2 werden nach der Angabe „2016“ die 

Worte „und 1. Januar 2021“ eingefügt. 

a) In Absatz 2 werden nach der Angabe „2016“ die 
Worte „und [einfügen: Tag des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes]“ eingefügt. 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Der bisherige Satz 2 wird durch die folgen-

den neuen Sätze 2 und 3 ersetzt:  

aa) Der bisherige Satz 2 wird durch die folgen-

den neuen Sätze 2 und 3 ersetzt: 

  

„2Die Hochschulen können Hochschul-

grade nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in der bis 

zum 31. Dezember 2015 geltenden Fas-

sung auch an Personen verleihen, die das 

Studium der Rechtswissenschaften bis 

„2Die Hochschulen können Hochschul-

grade nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in der bis 

zum 31. Dezember 2015 geltenden Fas-

sung auch an Personen verleihen, die das 

Studium der Rechtswissenschaften bis 
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zum 31. Dezember 2025 mit der ersten 

Prüfung oder der ersten Staatsprüfung  

oder das Studium der Lebensmittelchemie 

bis zum 31. Dezember 2025 mit dem zwei-

ten Prüfungsabschnitt der staatlichen Ge-

samtprüfung abschließen. 3Für die nach 

dem 31. Dezember 2020 eingeschriebe-

nen Studierenden in Diplom- und Magis-

terstudiengängen findet § 6 Abs. 3 in der 

bis zum 31. Dezember 2020 geltenden 

Fassung weiterhin Anwendung.“ 

zum 31. Dezember 2030 mit der ersten 

Prüfung oder der ersten Staatsprüfung  

oder das Studium der Lebensmittelchemie 
bis zum 31. Dezember 2030 mit dem zwei-

ten Prüfungsabschnitt der staatlichen Ge-

samtprüfung abschließen. 3Für die nach 

dem [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten 

dieses Gesetzes] eingeschriebenen Stu-

dierenden in Diplom- und Magisterstudi-

engängen findet § 6 Abs. 3 in der bis zum 
[einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses 

Gesetzes] geltenden Fassung weiterhin 

Anwendung.“ 

  

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

  

 b/1) Es wird der folgende neue Absatz 5 einge-

fügt: 

  

  „(5) Für Abweichungen, die nach § 46 

in der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttre-

ten dieses Gesetzes] geltenden Fassung in 

einer Ordnung festgelegt worden sind, ist 

§ 46 in der bis zum [einsetzen: Tag vor In-

krafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fas-

sung weiterhin anzuwenden.“ 

  

 b/2) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Ab-

sätze 6 und 7. 

  

c) Die Absätze 7 bis 9 werden gestrichen. c) Die bisherigen Absätze 7 bis 9 werden gestri-

chen. 

  

d) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 7. d) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 8. 

  

e) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 8 und wie 

folgt geändert: 

e) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 9 und wie 

folgt geändert: 

  

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz. aa) unverändert 

  

bb) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. bb) unverändert 

  

f) Die bisherigen Absätze 12 bis 15 werden Ab-

sätze 9 bis 12. 

f) Die bisherigen Absätze 12 bis 16 werden Ab-

sätze 10 bis 14. 

  

56. § 73 wird gestrichen. 56. unverändert 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 

 

(Verteilt am 20.01.2022) 
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